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Frühjahrskonferenz 

16. Juni 2021 

Beschluss 

TOP I. 14  Wettbewerbsfähigkeit der GmbH – Mehr Rechtssicher-

heit durch ein modernes Beschlussmängelrecht! 

 

Berichterstattung:  Nordrhein-Westfalen 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister sind der Auffassung, dass 

die von der Rechtsprechung entwickelte analoge Anwendung des ak-

tienrechtlichen Beschlussmängelrechts auf die GmbH durch klare ge-

setzliche Regelungen abgelöst und ein eigenständiges Beschlussmän-

gelrecht für die GmbH geschaffen werden sollte. Dies würde erhebliche 

Rechtsunsicherheiten beseitigen und die Wettbewerbsfähigkeit der 

GmbH im internationalen Vergleich stärken.  

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister halten es insbesondere für 

geboten, Anfechtungsklagen gegen Gesellschafterbeschlüsse durch 

klare gesetzliche Fristen zu begrenzen, um mehr Rechtssicherheit für 

Unternehmen zu schaffen und die Rechtsanwendung in der gerichtli-

chen Praxis zu vereinfachen. Zur Berechnung der Frist sollte ein pra-

xistaugliches Verfahren entwickelt werden, das die Kenntnisnahme al-

ler Gesellschafter vom Beschlussinhalt ermöglicht und keine zu förmli-

chen Anforderungen an die Beschlussfassung stellt.  

 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundesministerin 

der Justiz und für Verbraucherschutz, zeitnah einen Gesetzentwurf vor-
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zulegen, der ein Beschlussmängelrecht für die GmbH unter Berücksich-

tigung der rechtsformtypischen Besonderheiten und Interessenlage 

vorsieht. 

 

 

 


